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Kündigung des Mietvertrags ohne Ausschluss
aus der Genossenschaft

hend abgemahnt, dass sie mit der
Kündigung des Mietvertrages zu rechnen
hätten, falls weiterhin Beschwerden eingehen

würden.
Einige Zeit spätermahnte die Genossenschaft

die Eheleute zweimal ab, weil diese
persönliche Gegenstände in
Gemeinschaftsräumen lagerten. Inder Folgegingen
bei der Genossenschaft wiederum Klagen
überdas Verhalten der Eheleute X. ein.
Insbesondere wurdensämtlichebereits vorstehend

beschriebenen Umstände erneut
thematisiert. Die Eheleute X. wurden erneut
– unter Kündigungsandrohung –
abgemahnt, was allerdings nichts fruchtete. In
der Folge entschloss sich die Genossenschaft

Y., das Mietverhältnis mit den
Eheleuten X. zu beenden, was sie auch tat. Die
Genossenschaft schloss die Eheleute X.
allerdings nicht aus der Genossenschaft aus.

Schlussfolgerungen des Bundesgerichts
Das Bundesgericht zog folgende Schlussfolgerungen:

Zwischen der Genossenschaft Y.

und den Eheleuten X. bestehenzwei
Beziehungen. Einerseits die Mitgliedschaft von
Herr und Frau X. bei der Genossenschaft,
andererseitsein Mietvertrag. Zwischendiesen

beiden Beziehungen besteht ein gewisser

Zusammenhang, dersich insbesondere
bei der AuflösungeinerdieserBeziehungen
auswirkt, dabeide Beziehungen im Wesentlichen

das gleiche Ziel verfolgen. Während
die Mitgliedschaft in der Genossenschaft
das grundsätzliche Nutzungsrecht der
genossenschaftlichen Einrichtungen begründet,

definiert der Mietvertrag die Rechte
und Pflichten in Bezug auf die konkrete
Nutzung einer bestimmten Wohnung aus
dem Bestand der Genossenschaft.

Mit der Auflösung des Mietvertrages
durch die Genossenschaft entzieht diese
dem Mitglied gegen dessen Willen seine
Wohnung. Damit geht aber der wesentliche
Kerngehalt derMitgliedschaft inderGenos¬

wohnen

Die bisherige Lehre und Rechtsprechung
sah zwischen der Mitgliedschaft bei
der Genossenschaft und einem allenfalls
bestehenden Mietvertrag zwischen
Genossenschaftund Genossenschafter
eineuntrennbareEinheit vor. Anfang Jahr
äusserte sich nunmehr auch das Bundesgericht

eingehendzumZusammenspiel
dieser zwei Beziehungen. Es kam dabeizu
überraschenden Schlussfolgerungen.

Die Mitgliedschaft bei einer Genossenschaft

beinhaltet– ganzgrundsätzlich – das

Recht des Mitglieds, von den
genossenschaftlichen Einrichtungen zu profitieren
beziehungsweisediesezunutzen.Während
dasMitgliedeiner landwirtschaftlichen
Genossenschaft zum Beispiel das Recht
erwirbt, im Genossenschaftsladen einzukaufen

oder landwirtschaftliche Maschinen zu
mieten, bezieht sich das Recht eines
Mitglieds einer Wohnbaugenossenschaft darauf,

von derGenossenschafteineWohnung
mieten zu dürfen. Die Genossenschaft
erfüllt ihren Zweck, indem sie dem Mitglied
eine Wohnung vermietet. Solange der Mieter

also auch Mitglied der Genossenschaft
ist, hater Anspruch auf diese Nutzung.

Bisher:keine Kündigung ohne Ausschluss
Das Genossenschaftsrecht gewährleistet
deshalb, dass dem Mieter das
Mitgliedschaftsrecht nicht entzogen wird, bevor er
nicht rechtskräftig aus der Genossenschaft
ausgeschlossen worden ist. Dies wäre aber
faktisch der Fall, wenn aufmietrechtlichem
Weg eineWohnungdefinitiv entzogenwird,
bevor das genossenschaftsrechtliche
Ausschlussverfahren rechtskräftig abgeschlossen

ist.Grundsätzlich musste demnach ein
Ausschlussverfahren rechtskräftig
abgeschlossen sein, bevor zur mietrechtlichen
Auflösung des Mietvertrages geschritten
werden konnte. Dies konnte zur Folge
haben, dass ein Mieter noch über Monate, ja

gar Jahre in der Wohnungverbleiben konnte,

obwohl die Genossenschaft alle Gründe
gehabt hätte, das Mietverhältnis zu beenden

etwawenn derMieterdie Mietzinszahlungen

eingestellt hatte).
Glücklicherweise bestand die Möglichkeit,

dem Rechtsmittel des Mitglieds gegen
den Ausschlussentscheid des zuständigen
Organs die Generalversammlung
beziehungsweise, wenndie Statutenesvorsehen,
der Vorstand) die aufschiebende Wirkung
zu entziehen. Dies hatte zur Folge, dass
das ausgeschlossene Mitglied während der
Dauer desAusschlussverfahrensseiner
Mitgliedschaftsrechte verlustig ging. Obwohl
das genossenschaftliche Ausschlussverfahren

noch nicht abgeschlossen war, konnte
damit bereits das mietrechtliche
Kündigungsverfahren indieWege geleitetwerden.
Dies war allerdings nur indenjenigenFällen
möglich, in denen die Statuten dies so
vorsahen.

Entscheid desBundesgerichts
vom13. Januar 2010 A4_553/2009)
Das Bundesgericht hatte über folgenden
Sachverhalt zu entscheiden: Herr und Frau
X. Ehepaar) sind durch Beitritt in die
Genossenschaft Y. Mitglieder der Genossenschaft

geworden. Die Genossenschaft
bezweckt gemäss Statuten, ihren Mitgliedern
WohnraumzurVerfügung zustellen.Weiter
halten die Statuten fest, dass die Genossenschaft

ihreWohnungenvorrangig ihren
Mitgliedern vermietet.UnterdiesemAspekthat
die Genossenschaft Y. denn auch den
Eheleuten X. eine 3-Zimmer-Wohnung, zwei
Mansardenzimmer und einen Parkplatz
vermietet. NachzweiJahren Mietdauer teilte

die Genossenschaft Y. den Eheleuten X.
mit, dass Beschwerden über sie eingegangen

seien. Die Nachbarn hätten sich über
Herumschreien und aggressives Verhalten
beklagt.AusdiesemGrundwurdendie
Eheleute X.von der Genossenschaft Y. dahinge-
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senschaft ebenfalls verloren. Aus diesem
Grund sah die bisherige Rechtsprechung
vor, dass die Kündigung des Mietvertrages
nur möglich ist, wenn dieser Kündigungsgrund

auch gleichzeitig einen Ausschlussgrund

gemäss Genossenschaftsrecht
beziehungsweise gemäss Statuten) darstellt.
Diese Ausgangslage führte bishersomit
faktisch dazu, dass sich Wohnbaugenossenschaften

weder auf die mietrechtlichen
Kündigungsfristen noch auf die -termine
berufenkonnten.

Damitdefiniertdie bisherige Rechtsprechung

allerdings nur, dass mietrechtliche
Kündigungsgründe gleichzeitig auch
genossenschaftsrechtliche Ausschlussgründe
sein müssen. Über die Frage, wie konkret
vorzugehen ist, wirdaber keineAussage
gemacht. In einemälterenEntscheid BGE 118

II 168) hielt das Bundesgericht zwar fest,
dass eine Wohngenossenschaft das
Mietverhältnis mit einem Mitglied nur wegen
eines in den Statuten vorgesehenen
Ausschlussgrundes oder wegen wichtiger
Gründekündigen darf. Darauszog die Lehre

danndie Schlussfolgerung: keineKündigung

ohne Ausschluss. Dabei wurde
allerdings übersehen,dass inBGE118 II 168– für
das Bundesgericht verbindlich – bereits
durcheine untere Instanzrechtskräftig
entschieden worden war, dass kein
Ausschlussgrund bestand. Damit konnte das
Bundesgericht in BGE 118 II 168 auch die
Kündigung des Mietvertrages nicht schützen.

Es ist offensichtlich – sodas Bundesgericht

im neusten Entscheid – dass der
Entscheid in BGE 118 II 168 anders hätte
ausfallen können, hätte dieGenossenschaft
den vorinstanzlichen Entscheid, wonach
kein Ausschlussgrundvorliege,bisans
Bundesgericht weitergezogen. Dies hat die
Genossenschaft nicht getan und sie hat damit
den vorinstanzlichen Entscheid akzeptiert.

Im Entscheid vom 13. Januar 2010 hält
das Bundesgericht sodann fest, dass in keiner

Art und Weise ersichtlich sei, dass die
beiden Parteien ihre beiden Beziehungen
derart ausgestalten wollten, dassdie Auflösung

dereinenBeziehungzwingendmitder
Auflösung der anderen Beziehung einhergehen

müsse.AusdenAkten gehtnicht hervor,

dassdie EheleuteX.mitdemBeitrittzur
GenossenschaftY. gleichzeitigdas Recht
erwerben würden, von der Genossenschaft
aucheineWohnungmieten zukönnen. Aus

den Statuten ergibt sich, dass Wohnungen
«vorrangig» anGenossenschafter vermietet
werden. Damitwirdaberauch festgehalten,
dass es auch möglich ist, eine Wohnung zu
mieten, ohne dass man gleichzeitig
Genossenschafterwäre. Es istdeshalbdie
Schlussfolgerung zu ziehen, dass dieMitgliedschaft
in der Genossenschaft und der abgeschlos¬

sene Mietvertrag getrennte Wege gehen
können.

Damit kanndieeine Beziehungauch
beendet werden, ohne dass damitgleichzeitig
auch dieandereBeziehungbeendetwerden
müsste. So ist es möglich, dass einMitglied
zwar aus der Genossenschaft ausgeschlossen

wird, der Mietvertrag aber bestehen
bleibt.Aber auch das Umgekehrte, die
Kündigung des Mietvertrages ohne Ausschluss
aus der Genossenschaft, ist zulässig. Wenn
die GenossenschaftnurdasMietverhältnis,
nicht aber die Mitgliedschaft beenden
möchte, dann ist nicht ersichtlich, welche
rechtlichen Grundsätze dies untersagen
würden. Es bleibt aber anzumerken, dass
die Gründe für einen Ausschluss aus der
Genossenschaft vorliegen müssen, denn
nurdann istdieGenossenschaft berechtigt,
den Mietvertrag zu kündigen.

ImvorliegendenFall kommt dasBundesgericht

zum Schluss, dass die von den
Eheleuten begangenenschweren mietvertraglichen)

Vertragsverletzungen imSinne von
Art. 257f Abs. 3 OR) auch Verletzungen der
genossenschaftsrechtlichenTreuepflichten
des Mitgliedes im Sinne von Art. 866 OR)
darstellen. Damit stellt das Verhalten der
EheleuteX.sowohleinen mietvertraglichen
Kündigungsgrund wie auch einen
genossenschaftsrechtlichen Ausschlussgrund
dar. Es stand der Genossenschaft also frei,
das Mietverhältnis zu beenden, ohne
vorgängig auch den Ausschluss aus der
Genossenschaft zu beschliessen.

Konsequenzen dieses Bundesgerichtsurteils
> Die Kündigung des Mietvertrages ist

möglich, ohne dass vorgängig auch der
Ausschluss des Mitgliedsaus der
Genossenschaft beschlossen werden muss.
Selbstverständlich können jedoch auch
beide Beziehungen beendet werden.

> Der mietvertragliche Kündigungsgrund
mussaber gleichzeitigeinenAusschlussgrund

darstellen auch wenn die
Genossenschaft sichdazu entschliesst, das
Mitglied eben nicht auszuschliessen). Aus
diesem Grund ist es sehr zu empfehlen,
die Ausschlussgründe in den Statuten
möglichst detailliert anzuführen siehe
dazu Art.11Abs.1der SVW-Musterstatuten).

> Die Kündigung ohne Ausschluss ist nur
möglich, wenn die Statuten vorsehen,
dass auch Nichtmitglieder eine
Genossenschaftswohnung mieten können. Es
darf also keine zwingende und
ausschliessliche Koppelung zwischen
Mitgliedschaft und Mietvertrag geben.

> Selbst wenn indenStatuten die aufschiebende

Wirkung eines Ausschlussbeschlusses

nichtentzogen ist, kann fortan

56

sogleich auch zur Kündigung des
Mietvertrages geschritten werden. Oder
anders ausgedrückt: Der Mietvertrag kann
bereits gekündigt werden, auch wenn
das Ausschlussverfahren noch nicht
abgeschlossen ist was bisher nur möglich
war, wenn die Statuten entsprechend
formuliert waren).

Der SVW-Rechtsdienst wird die zukünftige

Rechtsprechungvonunteren Instanzen
Schlichtungsbehörden,Mietgerichteusw.)

in dieser Frage genau verfolgen und über
die sich aus dem Bundesgerichtsentscheid
allenfalls abzeichnenden Anpassungen der
Statutenoder desVorgehens bei Kündigungen

rechtzeitig wieder informieren.

In Kürze

Anpassung der Firmenbezeichnung der
Genossenschaft durchdas Handelsregisteramt
Am 1. Januar 2008 ist eine Änderung des
Obligationenrechts in Kraft getreten, die
sämtliche Genossenschaften verpflichtet,
in der Firma die Rechtsform anzugeben.
Dies bedeutet, dass die im Handelsregister
eingetragene Firma in irgendeiner Formdas
Wort «Genossenschaft» enthält. Gemäss
den Übergangsbestimmungen müssen
Genossenschaften, die im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Gesetzesänderung im
Handelsregister eingetragen sindundderen
Firma den neuen gesetzlichenVorschriften
nicht entspricht, ihre Firma innerhalb von
zwei Jahren den neuen Bestimmungen
anpassen. Diese Frist ist somit am 31.Dezember

2009 abgelaufen. Nach Ablauf dieser
Frist ergänzt das Handelsregisteramt die
Firma von Amtes wegen. Die Genossenschaften

sind verpflichtet, ihre Firma so zu
gebrauchen,wie es das Handelsregisteramt
neu vorgesehen hat.Wir empfehlenden
betroffenen Genossenschaften,die
Firmenbezeichnung an der nächsten Generalversammlung

anzupassen.

Darlehens- und Depositenkassen
Wie in wohnen 11/2009 angekündigt, sind
per 1. Januar 2010 Vorschriften in der
Bankenverordnung angepasst worden.
Insbesondere wurde festgehalten, dass die
Minimallaufzeit einer Einlage sechs Monate
betragen muss. Der Rechtsdienst hat das
bestehende Merkblatt«Die Darlehenskasse
der Baugenossenschaft» daraufhin überarbeitet

und den neuen Vorschriften
angepasst, vor allem auch in Bezug aufdie
Zinsfreigrenze betreffend Verrechnungssteuer.
Das Merkblatt mit Musterreglement kann
auf unserer Homepage www.svw.ch/
fachverlagunterderRubrikFinanzen/Finanzierung

bestellt werden.
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